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1. Einleitung

Die Verbesserung der Arbeitsmarktiage nach der Rezession 1974/75 hatte nicht 

alle Regionen gleichmäßig erfaßt. Ganz im Gegenteil: In einigen Regionen ver­
schlechterte sich die Situation erheblich, vor allem in den Regionen des Ruhrge­
biets. Infolge der insgesamt relativ günstigen Konjunkturlage wurde Anfang 1979 
für die Bundesregierung absehbar, daß der vorgesehene Zuschuß an die Bundesan­
stalt für Arbeit nicht in voller Höhe benötigt würde. In der daraus entstehenden 
Finanzierungsreserve sah das Arbeitsministerium eine Chance, seit längerem erwo­
gene Konzepte einer regionalisierten Arbeitsmarktpolitik in die Tat umzusetzen. 
Überdies war es auch aus haushaltsrechtlichen Gründen erforderlich, daß der 
Mittelabfluß aus dem Bundeshaushalt noch im laufenden Haushaltsjahr erfolgen 
konnte, und auch die politischen Rahmenbedingungen -  nahende Landtagswahlen 
in Nordrhein-Westfalen — schienen opportun für sichtbare Aktivität.

So entstand das „Arbeitsmarktpolitische Programm der Bundesregierung für 
Regionen mit besonderen Beschäftigungsproblemen". Es wurde am 16. Mai 1979 
in der Öffentlichkeit verkündet und trat Anfang August in Kraft.1 Das Programm 
war regional außergewöhnlich eng auf 23 sog. „Problemregionen'' zugeschnitten2, 
deren Gemeinsamkeit sich — äußerlich betrachtet — jedoch auf eine durchschnitt­
liche Arbeitslosenquote von 6 %  und mehr im Jahre 1978 beschränkte. Dieses 
Abgrenzungskriterium der Problemregionen unterlag heftiger Kritik. Fairerweise 
muß jedoch hinzugefügt werden, daß mit dem Sonderprogramm auch die Absicht 
verbunden war, einen — regional wirksamen — Verstärkungseffekt auf die sich 
abzeichnende, aber doch nicht nachhaltige Konjunkturverbesserung auszuüben. 
Dieses Ziel konnte nur durch rasches Handeln erzielt werden. Die Bundesregierung 
sah daher die berechtigte Gefahr, in langwierige politische Konsensprozesse ver­
wickelt zu werden, wenn sie sich in die Diskussion feinerer regionaler Abgren­
zungskriterien einließe.

Damit sind schon einige wichtige Probleme regionalisierter Arbeitsmarktpolitik 
angesprochen: Was sind — heben der Arbeitslosenquote — die relevanten Indika­
toren regionaler Arbeitsmarktentwicklung? Welche regionalen Unterschiede be­
gründen überhaupt einen politischen Handlungsbedarf? Welche Regulierungsstruk­
turen sind für welche Problemlage angemessen? Sollen regionale Disparitäten eher
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über Entscheidungsprämissen, also über objektivierte und differenzierte Kriterien, 
oder eher über Entscheidungsstrukturen, d. h. über autonome Handlungsspiel­
räume lokaler oder regionaler Institutionen gesteuert werden?

Ich möchte zur Beantwortung dieser Fragen in folgender Weise beisteuern: 
Zunächst soll die von der Bundesregierung diagnostizierte „Polarisierung des Ar­
beitsmarktes"3 unter die Lupe genommen werden. Wenn sich zeigen läßt, daß die 
23 selektierten Regionen des Sonderprogramms außer einer hohen Arbeitslosen­
quote auch noch andere gemeinsame Merkmale gegenüber den übrigen Regionen 
aufweisen, kann man die Polarisierungsthese auf einen festeren Grund stellen. 
Wenn sich darüber hinaus aus diesen gemeinsamen Merkmalen ein plausibler 
theoretischer Zusammenhang konstruieren läßt, dann läßt sich auch einiges zur 
Frage nach der Übereinstimmung von Regelungsstruktur und Problemstruktur 
sagen; wir können dann die Ziel- und Mittelvorstellungen des Interventionsmodells 
dem Erklärungsmodell regionaler Arbeitsmarktstrukturen gegenüberstellen und 
sehen, wie sie zueinander passen (Kap. 2 und 3).

Die Polarisierungsthese läßt sich zum Teil bestätigen. In einer Faktorenanalyse 
schält sich auch ein „Sonderprogrammfaktor'' heraus, d. h., ein Cluster gemeinsa­
mer Merkmale der besonders stark partizipierenden Regionen, das sich theoretisch 
plausibel deuten läßt (Kap. 4). Es gibt aber auch deutliche Hinweise für eine Pola­
risierung innerhalb der Problemregionen, und es kann gezeigt werden, daß das 
Sonderprogramm den Problemen nur eines Teils der ausgewählten Regionen ge­
recht wird; dementsprechend sind für die Regionen auch unterschiedliche Be­
schäftigungswirkungen zu erwarten.

Abschließend wird argumentiert, daß regionalisierte Arbeitsmarktpolitik zwi­
schen „Balkanisierung" und „Flexibilisierung" steuern muß: Eine arbeitsmarkt­
politische „Kirchturmspolitik", zu der eine verstärkte Regionalisierung führen 
könnte, ist genau so zu vermeiden wie eine starre, von oben durchreglementierte 
Politik. Strategische Orientierungen für die Zukunft sind die Verstärkung autono­
mer Entscheidungsspielräume auf lokaler Ebene (mit entsprechend größerer be­
schäftigungspolitischer Verantwortung) und selektiv wirkende Anreize globaler 
bzw. indirekter Steuerungsmaßnahmen.

2. Ausprägung und Ursachen der Polarisierung des Arbeitsmarktes

2.1 Die Zunahme regionaler Disparitäten nach der Rezession

Während sich die Arbeitsmarktsituation nach 1975 in den meisten Regionen 
(Arbeitsamtsbezirken) verbesserte, verzeichneten andere Regionen — vor allem im 
Ruhrgebiet und im Saarland — einen kontinuierlichen Anstieg der Arbeitslosen­
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quote: Betrug die Differenz der Arbeitslosenquoten im Mai 1975 zwischen den 
späteren Sonderprogrammregionen und dem übrigen Bundesgebiet noch 1,3 Pro­
zentpunkte, so war sie im Mai 1978 schon auf 2,7 Prozentpunkte angestiegen, 
obwohl die Arbeitslosenquöte insgesamt von 4,5 auf 4,1 %  gefallen war. Entspre­
chend stieg der Variationskoeffizient, ein Maß für die durchschnittliche Abwei­
chung der Arbeitslosenquoten aller 142 Arbeitsamtsbezirke, von 0,23 (Juni 1975) 
auf 0,40 Prozentpunkte im Juni 1979 (Schmid 1980, S. 47). Die regionale Kon­
zentration der Arbeitslosigkeit läßt sich auch durch eine Gegenüberstellung von 
Beschäftigungs- und Arbeitslosenanteilen in den 23 Regionen des Sonderpro­
gramms verdeutlichen: Bis Juni 1979 sank der Beschäftigungsanteil der 23 Regio­
nen von 14,4 %  (Sept. 75) auf 14,2 %; ihr Arbeitslosenanteil stieg jedoch von
18,3 %  (Sept. 75) auf 23,7 %  an. Das daraus berechenbare Maß für die regional 
ungleich verteilte Arbeitslosigkeit stieg also von 1,3 (18,3/14,4) auf 1,7 (23,7/ 
14,2).

Die regionale Differenzierung und Polarisierung verlief jedoch für Männer und 
Frauen verschieden, und auch innerhalb der Sonderprogrammregionen sind erheb­
liche Unterschiede zu beobachten. Diese Differenzierungen und die Ursachen der 
zunehmenden regionalen Disparität sind zu berücksichtigen, bevor Schlußfolge­
rungen auf den politischen Handlungsbedarf gezogen werden können.

Während beispielsweise die Arbeitslosigkeit von Mai 1975 bis Mai 1978 im 
Bundesgebiet um gut 10 Prozent zurückging, stieg sie in den Sonderprogramm­
regionen um 15 Prozent. Dieser Anstieg ist jedoch ausschließlich auf die Sonder­
programmregionen im Saarland und in Nordrhein-Westfalen4 zurückzuführen: 
In den nordrhein-westfälischen Regionen stieg die Arbeitslosigkeit um 25 %, in 
den saarländischen Regionen gar um 30 %; in den niedersächsischen und bayeri­
schen Regionen ging die Arbeitslosigkeit zurück, wenn auch nicht so stark wie in 
den übrigen Regionen des Bundesgebiets.

Am bundesweiten Rückgang der Arbeitslosigkeit wiederum waren die Frauen 
nicht beteiligt, im Gegenteil: Die Arbeitslosigkeit der Frauen stieg vom Mai 1975 
bis Mai 1978 um 11 %, in den Sonderprogrammregionen sogar um 31 %. Innerhalb 
dieser Regionen wiederum waren es vor allem Nordrhein-Westfalen und das Saar­
land, die zu diesem Anstieg beitrugen. Vom kleinen Wirtschaftsaufschwung 1978/ 
79 profitierten zwar auch die Sonderprogrammregionen, insgesamt jedoch nicht 
so stark wie die übrigen Regionen des Bundesgebiets (Peters/Schmid 1982 b, 
S. 40 f.).

Von entscheidender Bedeutung ist jedoch, daß die Arbeitslosigkeit der Männer 
1975 bis 1978 bundesweit zwar um 26 % zurückging, an diesem Trend jedoch die 
Programmregionen im Saarland und in Nordrhein-Westfalen nicht teilnahmen; hier 
stieg die Arbeitslosigkeit der Männer um 20 bzw. 19 %. Ein überdurchschnittlich 
hoher Anteil arbeitsloser Männer wird gemeinhin als signifikantes Merkmal beson­
ders großer und schwieriger Strukturanpassungsprobleme betrachtet.
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Zusammenfassend läßt sich festhalten: Die seit 1975 zunehmende regionale 
Differenzierung und Polarisierung ging vor allem zu Lasten der Arbeitsamtsbezirke 
des Saarlands und in Nordrhein-Westfalen, und hier wiederum vor allem zu Lasten 
der Männer, also der „Kerngruppen" des Arbeitsmarktes. Demgegenüber veränder­
te sich die Arbeitsmarktlage in den anderen Regionen des Sonderprogramms im 
Vergleich zum übrigen Bundesgebiet insgesamt kaum, allerdings verschlechterte 
sich dort die Lage für die Frauen leicht.

2.2 Charakterisierung der Problemstruktur in den Sonderprogrammregionen

Den Sonderprogrammregionen ist vor allem ein Mangel an Arbeitsplätzen 
gemeinsam. So befinden sich in einer Typisierung der Arbeitsamtsbezirke durch 
das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 18 der 23 Regionen des 
Sonderprogramms unter dem mit „Arbeitsplatz-Mangel" bezeichneten Typ (Egle 
1979, S. 140/141). Das drückt sich z. B. im Verhältnis von Arbeitslosen zu Offe­
nen Stellen aus: Im Mai 1979 gab es in den Sonderprogramm (SP)-Regionen rund 
5 Arbeitslose auf eine offene Stelle, im übrigen Bundesgebiet betrug das Verhält­
nis jedoch nur 2 zu 1. Innerhalb der Programmregionen ist dieses Verhältnis je­
doch wieder recht unterschiedlich: In Nordrhein-Westfalen entfallen 5,8 Arbeits­
lose auf eine offene Stelle, im Saarland gar 6,8; in den niedersächsischen und 
bayerischen Regionen ist dieses Verhältnis wesentlich günstiger.

Auch die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit ist in den Sonderpro­
grammregionen etwa um 4 Wochen länger als im übrigen Bundesgebiet, in Nord­
rhein-Westfalen und im Saarland wiederum 4-5 Wochen länger als in Niedersachsen 
und in Bayern. Die Dauer der Arbeitslosigkeit ist erfahrungsgemäß um so länger, 
je größer die Arbeitsplatzvernichtung gegenüber den neugeschaffenen Arbeits­
plätzen oder je größer der Angebotsdruck gegenüber der Zahl neuer Arbeitsplätze 
ist.

Gegenüber dem Bundesgebiet sind die Sonderprogrammregionen insgesamt 
auch stärker von einem Neuzustrom von Arbeitslosen betroffen (Betroffenheits­
quote): Mehr als 13 von 100 abhängigen Erwerbspersonen (gegenüber knapp 9 
von 100 im Bundesdurchschnitt) wurden 1979 arbeitslos; die höchste Betroffen­
heitsquote weisen die bayerischen Regionen auf, gefolgt von den niedersächsi­
schen Regionen; signifikant niedrigere Betroffenheitsquoten haben die nordrhein­
westfälischen und saarländischen Regionen. Hinsichtlich der Mehrfacharbeits­
losigkeit (Cramer/Egle 1976) gibt es keine wesentlichen Unterschiede (Peters/ 
Schmid 1982 a, S. 237).

Diese Situationsbeschreibung bedarf einer kausalen Interpretation der Arbeits­
losigkeit, die sich grob so zusammenfassen läßt: Insgesamt leiden die Sonderpro­
grammregionen vor allem unter konjunktureller und wachstumsdefizitärer Ar­
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beitslosigkeit. Als „ wachstumsdefizitär"  bezeichnet man eine Arbeitslosigkeit 
(oder Angebotsüberschuß), die trotz ausgelasteter Produktionskapazitäten beste­
hen bleibt (= Arbeitsplatzmangel), während „kon junkture lle " Arbeitslosigkeit 
ihren Ausgangspunkt in mangelndem Absatz und entsprechend unausgelasteten 
Produktionskapazitäten hat.5 Die Grenze zwischen diesen beiden Typen ist flies­
send, gewöhnlich wandelt sich jedoch konjunkturelle Arbeitslosigkeit in wachs­
tumsdefizitäre und nicht umgekehrt. Dieser Wandlungsprozeß hängt von den Ur­
sachen des Absatzmangels ab. Sind diese Ursachen schwerwiegender und länger­
fristiger Art (z. B. Ressourcenerschöpfung, Sättigungstendenzen, veraltete Produk­
tionskapazitäten und entsprechend mangelnde Wettbewerbsfähigkeit, Rationalisie­
rung und Automatisierung ohne weitere Expansionsmöglichkeiten des Marktes), 
muß das Arbeitsangebot dauerhaft reduziert werden (ohne jedoch versteckte 
Arbeitslosigkeit zu erhöhen), oder es müssen durch Umstrukturierung neue Märk­
te erworben werden. Gelingt beides nicht, werden die obsoleten Arbeitsplätze 
dauerhaft vernichtet. Werden keine neuen Arbeitsplätze geschaffen, dann bleibt 
selbst im Aufschwung, wenn die verbleibenden Produktionskapazitäten wieder 
voll ausgelastet sind, Arbeitslosigkeit in dem Maße bestehen, wie das überschüssige 
Angebot auf dem regionalen Arbeitsmarkt verblieben ist; es herrscht dann eben­
falls „wachstumsdefizitäre Arbeitslosigkeit". Wachstumsdefizitäre Arbeitslosigkeit 
ist somit gewissermaßen die verfestigte oder alt gewordene Form ursprünglich 
konjunktureller Arbeitslosigkeit. In der Terminologie der Neuen Makroökonomik 
(Malinvaud 1977) wird in diesem Zusammenhang von „Kapitalmangel-Arbeits­
losigkeit" gesprochen.6 Wachstumsdefizitäre Arbeitslosigkeit kann aber auch 
entstehen, wenn durch demographische Entwicklungen ein Überschuß an Arbeits­
angebot entsteht, dem die Neuschaffung von Arbeitsplätzen nicht nachkommt.

„Strukturelle Arbeitslosigkeit" im engeren Sinne ist demgegenüber ein länger­
fristig verbleibendes Ungleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage, etwa auf 
Grund ungleicher Profile der Angebots- und Nachfragewünsche hinsichtlich Quali­
fikation, Arbeitsbedingungen, Arbeitszeit oder Arbeitsstandort. Statistisch müßte 
sich dieses Phänomen -  als grober Anhaltspunkt wenigstens -  in der Gleichzeitig­
keit von relativ zahlreichen offenen Stellen gegenüber der Zahl der Arbeitslosen 
ausdrücken (Autorengemeinschaft 1976). Dem statistischen Augenschein entspre­
chend scheint dieses Problem in nur wenigen Regionen des Sonderprogramms eine 
größere Rolle zu spielen, abzulesen etwa an einem niedrigen Arbeitslosen/Offene 
Stehen-Verhältnis (Peters/Schmid 1982 a, S. 241).

Dieses Indiz unterschätzt m. E. allerdings das Ausmaß „struktureller" Kompo­
nenten der Arbeitslosigkeit. Umstrukturierungen als Reaktion auf konjunkturell 
bedingte Arbeitslosigkeit können auf Grund mangelnder Qualifikation und Flexi­
bilität der Beschäftigten unterbleiben (u. a. Lutz/Sengenberger 1980, S. 294); 
anstatt daß die potentiell neuen Arbeitsplätze in der Statistik erscheinen, werden 
obsolete Arbeitsplätze vernichtet und die Arbeitskräfte freigesetzt -  das Ganze
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erscheint dann als Niveau- und nicht mehr als ein Strukturproblem. Analoges gilt 
für die Situation wachstumsdefizitärer Arbeitslosigkeit, die latent strukturelle 
Komponenten enthält, etwa wenn die Ansiedlung, Neugründung oder Erweiterung 
von Betrieben unterbleibt, weil das verfügbare (überschüssige) Arbeitspotential 
nicht ausreichend qualifiziert ist, um gerade in den zukunftsträchtigen, aber quali­
fikationsintensiven Wachstumsbranchen zu investieren. Anhaltspunkte für solche 
Engpässe gibt es ausreichend.7 Dazu kommt noch, daß eine langanhaltende, hohe 
Arbeitslosigkeit selbst wiederum negativ auf die Arbeitslosen zurückwirkt (Demo­
ralisierung, Dequalifizierung, wachsende soziale Instabilität), so daß Arbeitslosig­
keit sich selbst zu erzeugen beginnt (u.a. Schmid 1980, S. 43 f., Freiburghaus 
1978).

Alle Anzeichen sprechen nun dafür, daß in den bayerischen und niedersächsi­
schen Regionen der wachstumsdefizitäre Typ von Arbeitslosigkeit (Mangel an 
Arbeitsplätzen auf Grund von Mangel an Kapital) überwiegt, in den nordrhein­
westfälischen Regionen dagegen der konjunkturell-strukturelle Typ (Absatzmangel 
auf Grund obsoleter Produktionsanlagen, Sättigungstendenzen in dort dominieren­
den Industriezweigen), der sich jedoch in einen wachstumsdefizitären Typ zu wen­
den droht. In beiden Fällen sind jedoch strukturelle Anpassungsprobleme nicht zu 
unterschätzen, die mit andauernder Wachstumsschwäche zunehmend an Bedeu­
tung gewinnen: In den bayerischen und niedersächsischen Regionen geht es auch 
darum, die Stabilität vorhandener Beschäftigungsverhältnisse zu sichern (d. h. 
Reduzierung der hohen Neuzuströme an Arbeitslosen); in den saarländischen und 
nordrhein-westfälischen Regionen spielt dagegen eher die Umstrukturierung von 
Produktionsanlagen und entsprechend des „Humankapitals" sowie die Eingliede­
rung längerfristig Arbeitsloser eine zentrale Rolle.

In den bayerischen Regionen wird die wachstumsdefizitäre Arbeitslosigkeit 
offensichtlich noch durch einen wachsenden Angebotsdruck genährt, wie aus der 
Statistik der Wohnbevölkerungs- und Erwerbspersonenentwicklung herauszulesen 
ist. Während also die bayerischen Regionen beschäftigungspolitisch einen zuneh­
menden Angebotsdruck zu bewältigen haben — daher entsprechend zusätzlich 
neue Arbeitsplätze schaffen müssen —, müssen die saarländischen und nordrhein­
westfälischen Regionen einer weiteren Abwanderung der Wohn- und Erwerbsbe­
völkerung entgegenarbeiten.

Aus dieser Situationsanalyse lassen sich arbeitsmarkt- und beschäftigungspoli­
tisch folgende Schlüsse ziehen: Konjunkturelle Arbeitslosigkeit mit einem Trend 
zur wachstumsdefizitären Verfestigung (Nordrhein-Westfalen und Saarland) erfor­
dert neben Nachfragestimulierung oder Arbeitszeitverkürzung eine Umstrukturie­
rung veralteter Arbeitsplätze und flankierend qualifizierende Maßnahmen beste­
hender Beschäftigungsverhältnisse, und zwar in stärkerem Maße als eine gewisser­
maßen schon verfestigte wachstumsdefizitäre Arbeitslosigkeit (bayerische und 
niedersächsische Programmregionen), in der nur wenige veraltete oder unausgela-
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stete Produktionskapazitäten vorhanden sind. Je weniger offene Stellen in einer 
solchen Situation verfügbar sind — also je weniger Profildiskrepanzen zwischen 
Angebot und Nachfrage eine Rolle spielen —, desto mehr werden innerbetrieb­
liche Umstrukturierungen und entsprechende Anpassungsqualifizierungen erfor­
derlich sein, um einer weiteren Arbeitsplatzvernichtung entgegenzuarbeiten.8

3. Zur Entsprechung von Problem- und Regelungsstruktur am Beispiel 
des Sonderprogramms

3.1 Zur Notwendigkeit regionalisierter Arbeitsmarktpolitik

Wenn die Arbeitsmarktlage sich allgemein leicht verbessert, in einigen Regionen 
sich jedoch nachhaltig verschlechtert, ergibt sich beschäftigungspolitisch zunächst 
folgende Konsequenz: Der Spielraum globaler Konjunkturpolitik verengt sich, 
weil eine allgemeine Anregung der Nachfrage in Regionen, die schon zur Vollbe­
schäftigung tendieren, schnell zu Angebotsengpässen und damit zu Inflationsschü­
ben führen würde. Andererseits ist aus regional- und sozialpolitischen Gründen 
eine massenhafte Abwanderung von Menschen aus historisch gewachsenen Kultur­
räumen nicht sinnvoll. Einer Kombination von konjunktureller, struktureller und 
wachstumsdefizitärer Arbeitslosigkeit könnte daher entweder durch eine selektive 
Arbeitszeitpolitik (beispielsweise Arbeitszeitverkürzung durch gleitenden Ruhe­
stand), deren Einsatz auch sektoral und damit auch regional konzentriert erfolgen 
kann, oder durch eine selektive Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik begegnet 
werden, welche die Überwindung von veralteten Arbeitsplatzstrukturen und 
Qualifikationen fördert, oder durch beide Strategien gleichzeitig; parallel dazu 
bieten sich Strategien der selektiven Nachfrageanregung an, beispielsweise im 
unterentwickelten Tertiärbereich zahlreicher Regionen des Sonderprogramms.

Es hat sich gezeigt, daß die Problemlage in den Programmregionen durchaus 
verschieden und daher eine unterschiedliche Beschäftigungswirkung des Pro­
gramms zu erwarten ist. Grob vereinfacht leiden die Regionen in Nordrhein-West­
falen und im Saarland an einem Übergewicht veralteter Industriezweige, an sekto­
ralen Ungleichgewichten oder Monostrukturen, an einem unterentwickelten 
Dienstleistungsbereich (mit entsprechend weniger Arbeitsmöglichkeiten auch für 
Frauen) und an einer ungleichgewichtigen Betriebsgrößenstruktur. Hier ist offen­
sichtlich eine Umstrukturierung der Arbeitsplätze mit entsprechender Qualifika­
tionsanpassung und die selektive Förderung zukunftsträchtiger Nachfragebereiche 
besonders am Platze, sehen wir einmal von der grundsätzlichen Sinnhaftigkeit 
selektiver Arbeitszeitpolitik ab. In den bayerischen und niedersächsischen Regio­
nen stellt sich das Problem mit etwas anderen Gewichten dar: In beiden Fällen 
dominiert ein sektorales Ungleichgewicht, in Bayern eine Unterentwicklung des
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Tertiärbereichs, in Niedersachsen eine Unterentwicklung des Sekundärbereichs 
(Peters/Schmid 1982 a, S. 5 ff.). Hier ist eher die Schaffung von neuen Arbeits­
plätzen in den entsprechenden Bereichen geboten, während die Umstrukturierung 
von veralteten Industriearbeitsplätzen eine geringere (wenn auch nicht unbedeu­
tende) Rolle spielt. Insgesamt lassen sich also gute Gründe zur Notwendigkeit 
eines regional gezielten Beschäftigungsprogramms anführen.

3.2 Mangelnde Selektivität des bisherigen arbeitsmarktpolitischen Instrumenta­
riums

Die Notwendigkeit einer regional gezielten politischen Anstrengung ergibt sich 
auch aus der mangelnden Selektivität der Förderungsinstrumente des AFG. Diese 
werden regional und auch zielgruppenspezifisch zwar unterschiedlich stark einge­
setzt, und auch das AFG  erwähnt mehrfach die Möglichkeit, das Instrumentarium 
nach arbeitsmarktpolitischer Zweckmäßigkeit zu steuern (vgl. u. a. § 39, Abs. 1; 
§ 43, Abs. 2). Andererseits sprechen mehrere Gründe gegen eine regional wie ziel­
gruppenspezifisch zu starke Differenzierung des regulären arbeitsmarktpolitischen 
Instrumentariums: Zum einen sind einige Förderungsinstrumente als Rechtsan­
sprüche formuliert, z. B. Fortbildung und Umschulung sowie Kurzarbeit, zum an­
deren setzen finanzielle Restriktionen der Bundesanstalt für Arbeit einer massiven 
regionalen Konzentrierung von Fördermitteln Grenzen. Als Einschränkung für 
einen regional gezielten Einsatz des AFG-Instrumentariums wirkt auch die ver­
sicherungsrechtliche Konstitution des Arbeitsförderungsgesetzes, wonach aktive 
Arbeitsmarktpolitik aus dem Beitragsaufkommen der Arbeitslosenversicherung 
finanziert wird. Daraus folgt sowohl juristisch wie auch im praktizierten Selbstver­
ständnis der Bundesanstalt der absolute Vorrang von Lohnersatzleistungen, so­
wohl finanziell als auch operativ. Mit zunehmender Arbeitslosigkeit werden die 
Finanzmittel ebenso wie das implementierende Personal der Bundesanstalt durch 
die Lohnersatzleistungen gebunden, so daß im Hinblick auf die aktive Arbeits­
marktpolitik von einem „buHt-in instabilizer" gesprochen werden kann. Diese 
Rangfolge gilt im Prinzip auch für die im A FG  vorgesehene Zuschußfinanzierung 
des Bundes, die in der Praxis nur den aus den Lohnersatzleistungen resultierenden 
Mehrbedarf als „unabweisbar" anerkennt, während die Notwendigkeit und Nütz­
lichkeit von Bundeszuschüssen zur Weiterfinanzierung von Maßnahmen der akti­
ven Arbeitsmarktpolitik umstritten bleibt (Scharpf u.a. 1982 a, S. 19).

Empirisch läßt sich nachweisen, daß das AFG-Instrumentarium nicht dem 
regionalen und zielgruppenspezifischen Problemdruck entsprechend eingesetzt 
wird (Peters/Schmid 1982 a, S. 38 ff.). Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und Ein­
gliederungsbeihilfen, die besonders auf die Zielgruppe der längerfristig Arbeits­
losen gerichtet sind, werden für diese Zielgruppe in den Sonderprogrammregionen 
nicht überdurchschnittlich — wie zu erwarten wäre —, sondern unterdurchschnitt­
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lieh in Anspruch genommen. Das gleiche trifft für Fortbildung, Umschulung und 
Einarbeitungszuschüsse zu, wenn man sie auf die Gesamtzahl der Arbeitslosen — 
als Indikator für Weiterbildungsbedarf — in den entsprechenden Regionen bezieht.

Darüber hinaus sind die im AFG  festgelegten Programmbedingungen der Quali­
fizierungsförderung und der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der oben skizzierten 
Problemlage nicht ideal angepaßt. Die Gründe dafür können hier nur kurz ange­
deutet werden: Die Standardförderung des AFG  im Bereich der Fortbildung und 
Umschulung hat sich bis auf 1981 auf Vollzeitmaßnahmen außerhalb des Betriebs 
bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses konzentriert. Dieses Modell funk­
tioniert jedoch nur bei günstigen Arbeitsmarktbedingungen, wenn ausreichend 
offene Stellen, d. h. Beschäftigungsmöglichkeiten nach Beendigung der Maßnah­
men zur Verfügung stehen. Bei starker konjunktureller und wachstumsdefizitärer 
Arbeitslosigkeit ist diese Voraussetzung nicht gegeben. Die Motivation von seiten 
der Arbeitnehmer, an solchen Maßnahmen teilzunehmen, wird dadurch blockiert, 
ebenso wie die Motivation der Arbeitgeber nachläßt, weitere Arbeitskräfte — ins­
besondere Arbeitslose mit Handicaps — bei längerfristig schlechten Absatzerwar­
tungen einzustellen, selbst wenn großzügige Lohnkostenzuschüsse angeboten wer­
den.

Die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) des AFG  wiederum waren von den 
Programmbedingungen her eher als Übergangslösung zwischen Arbeitslosigkeit 
und Beschäftigung konstruiert, weniger als Mittel zur Schaffung tatsächlich dauer­
hafter Arbeitsplätze. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen als Mittel, die Nützlichkeit 
neuer Dienst- und Produktionsleistungen nachzuweisen, die später von der Öffent­
lichkeit oder von Privaten dauernd zu leisten und zu finanzieren wären, setzen 
einen längeren Förderungshorizont und aufwendige Implementationsprozesse 
voraus.

3.3 Das Diagnose- und Therapiemodell des Sonderprogramms

Wie stimmen nun Diagnose- und Therapiemodell, die aus Begründung und 
Bestimmungen des Sonderprogramms herauszulesen sind, mit unserer (selbstver­
ständlich fehlbaren) Analyse der Problemregionen überein? Die Ziele und Mittel 
des Sonderprogramms sind allgemein in einer Broschüre des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung (BMA) zum Sonderprogramm, genauer in den Richt­
linien zur Durchführung selbst dargestellt. In der Broschüre wiederum werden 
auch Zielsetzungen aus grundsätzlichen Überlegungen zur Arbeitsmarkt- und So­
zialpolitik abgeleitet. Im folgenden beziehe ich mich auf diese beiden Quellen.

Die Begründung des Sonderprogramms setzt an zwei Angelpunkten ein: Es 
wird festgestellt, daß die derzeitige „konjunkturelle Grundströmung günstig" sei 
(also zu Beginn 1979); gleichzeitig wird auf die zutreffende Erfahrung verwiesen, 
daß gerade im konjunkturellen Aufschwung die Gefahr einer weiteren Polarisie­
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rung groß ist. Außerdem wird auf den trotz großer Arbeitslosigkeit bestehenden 
Qualifikationsengpaß verwiesen, der eine durchschlagende Beschäftigungswirkung 
der Konjunktur verhindern und inflationäre Tendenzen verstärken könnte.

Bei der Beurteilung des „Fits" zwischen Regelungsstruktur und Problemstruk­
tur ist zwischen Steuerungszielen und verwendeten Steuerungsparametern zu un­
terscheiden. Ich betrachte zunächst die Steuerungsziele des Programms.

Das übergreifende Ziel war, wie schon erwähnt, auch stark regionalpolitisch 
motiviert: Das Programm sollte dazu beitragen, daß die von Arbeitslosigkeit be­
sonders betroffenen Regionen „möglichst bald wieder Anschluß an die allgemeine 
Entwicklungstendenz des Arbeitsmarktes gewinnen" (Bundesminister für Arbeit 
1979, S. 11). Die Ursache der regionalen Polarisierung wurde vor allem in der 
Strukturschwäche der betroffenen Regionen gesehen; diese Strukturschwäche 
wiederum wurde vor allem als ein Problem der Anpassung veralteter Produktions­
anlagen an neue Technologien und neue Marktgegebenheiten interpretiert. Damit 
war freilich die Problematik der traditionellen „depressed areas", der Regionen 
mit überwiegend wachstumsdefizitärer Arbeitslosigkeit oder „Kapitalmangel- 
Arbeitslosigkeit" nicht voll abgedeckt.

Die so interpretierte Strukturschwäche, die sicherlich für die saarländischen 
und nordrhein-westfälischen Regionen weitgehend zutreffend war, sollte durch 
einen integrierten angebot- wie nachfrageorientierten Ansatz angegangen wer­
den: Als relativ neues Element der Arbeitsmarktpolitik sollten Anpassungsprozes­
se nicht durch zwischenbetriebliche und zwischenregionale Mobilität der Arbeits­
kräfte -  inklusive einer mehr oder weniger langen Periode der Arbeitslosigkeit -  
erzielt werden, sondern durch innerbetriebliche Anpassungsprozesse. Mit dieser 
präventiven Wende sollte auch den schädlichen Selektionsprozessen, d. h. der 
Strukturalisierung der Arbeitslosigkeit entgegengearbeitet werden. Man wollte 
also umstellungsbedingte Entlassungen möglichst vermeiden helfen und „Qualifi­
zierungsanpassung jeweils in den betroffenen Unternehmen" sicherstellen. Konse­
quenz von Anpassungsprozessen am Arbeitsplatz ist eine stärkere regionale Orien­
tierung: Während klassische Arbeitsmarktpolitik nur die M obilität des Arbeits­
kräfteangebots steuerte, sollte m it dem Sonderprogramm auch das Arbeitsplatz­
angebot gesteuert werden.

Zweitens wollte das Sonderprogramm einer weiteren Strukturalisierung der 
Arbeitslosigkeit nicht nur Vorbeugen, sondern auch mit der regional gezielten För­
derung der Wiedereingliederung von Arbeitslosen entgegenarbeiten. Dabei wurde 
die regionale Pointierung in ähnlicher Weise wie bei der Förderung innerbetrieb­
licher Qualifizierung begründet: Arbeitslose in strukturschwachen Regionen 
stehen in einer wettbewerbsschwächeren Position als Erwerbstätige oder Arbeits­
lose in anderen Regionen. Bei einer generell schlechten Wirtschaftslage könne man 
von ihnen jedoch nicht Abwanderung erwarten (oder verlangen), sondern müsse 
ihre Wettbewerbsschwäche kompensieren. Dies sollte durch regional differenzierte
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Förderungskriterien und durch Erweiterung des Kreises förderbarer Arbeitsloser 
geschehen. Eine entsprechende Passage der Broschüre des Sonderprogramms ver­
dient Erwähnung.

„Es wäre ein verhängnisvoller Irrtum anzunehmen, die Arbeitslosigkeit der Pro­
blemregionen über die regionale Mobilität lösen zu können. Es kommt vielmehr 
darauf an, die Wirtschaftskraft und die Beschäftigungsmöglichkeiten in den Regio­
nen selbst zu stärken." (Bundesminister für Arbeit 1979, S. 7).

Als drittes Ziel wurde die Verbesserung der sozialen Infrastruktur und der 
sozialen Dienste angestrebt. Hier sah man ein deutliches Defizit in den Problem­
regionen, was auch unserer Analyse entspricht. Durch gezielte Förderung von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit — gegenüber dem Arbeitsförderungsgesetz — 
erheblich verbesserten Förderungskonditionen sollte nicht nur dieses Defizit im 
Güter- und Dienstleistungsangebot beseitigt werden; wegen der hohen Personal­
intensität in diesen Bereichen erhoffte man sich auch einen hohen Beschäftigungs­
effekt. Gleichzeitig konnte man erwarten, durch die Zuweisung von schwerver- 
mittelbaren Arbeitslosen in solche Projekte (d. h. Bevorzugung von Frauen und 
längerfristig Arbeitslosen) auch einen günstigen Verteilungseffekt zu erzielen.

Wir können nun zusammenfassend diese Zielsetzungen unserer Problemstruk­
turanalyse gegenüberstellen. Die Schwerpunkte innerbetrieblicher Qualifizierung 
und Arbeitsbeschaffungsmaßhahmen waren eher auf die Problemlage in Nord­
rhein-Westfalen und im Saarland zugeschnitten, in denen die Strukturschwäche 
vor allem auf einer zum Teil obsoleten und einseitigen Industriestruktur basiert; 
darüber hinaus konnte nachgewiesen werden, daß vor allem die Ruhrgebietsregio­
nen — im Gegensatz etwa zu den bayerischen Regionen — das Instrument der Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen noch nicht ausgeschöpft hatten (Peters/Schmid 
1982 a, S. 40 f.). Lediglich der Schwerpunkt Wiedereingliederung von ungelernten 
und längerfristig Arbeitslosen entsprach stärker den gemeinsamen Strukturproble­
men der Sonderprogrammregionen. Hier waren die bayerischen Regionen mit 
ihrer relativ starken Konjunkturdynamik -  1977/79 war dort noch der große 
Beschäftigungsanstieg zu verzeichnen — leicht im Vorteil, da die Lohnsubventio­
nen für die Wiedereingliederung von Arbeitslosen u. a. an einen Beschäftigungs­
zuwachs gebunden waren.

Abschließend nur noch eine kurze Bemerkung zum „Fit" der Steuerungs­
parameter, weil diese Frage hier nicht im Vordergrund steht: Die genannten Ziele 
sollten im wesentlichen durch finanzielle Anreize und durch Kompensation der 
Lohnkosten — bei ABM  auch durch bescheidene Sachleistungen — erreicht wer­
den. Bei der innerbetrieblichen Qualifizierung hat sich gezeigt, daß eine stärkere 
Differenzierung des finanziellen Anreizes entsprechend der Qualität der geförder­
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ten Qualifizierung sinnvoll gewesen wäre. Da die wenig anspruchsvolle „Sonstige 
Qualifizierung" finanziell kaum weniger attraktiv war als die umfassendere Fort­
bildung oder Umschulung, bestand schon von der Regelungsstruktur her eine 
Liberattraktivität und eine entsprechende Tendenz zur Mitnahme (Scharpf 1982). 
Zudem waren tlie Implementationsbedingungen für kleinere und mittlere Betriebe 
ungünstig (Scharpf u.a. 1982 a). Bei der Wiedereingliederung von Arbeitslosen 
war von den Förderungskonditionen her ebenfalls ein Vorteil zugunsten der struk­
turell weniger benachteiligten Personen eingebaut, und für die wirklich schwer 
vermittelbaren Arbeitslosen waren selbst die finanziellen Anreize nicht wesentlich 
günstiger als bei den entsprechenden AFG-Instrumenten EB (Eingliederungsbei­
hilfen) und EZ (Einarbeitungszuschüsse). Auch sind bei den Zielgruppen der struk­
turell besonders benachteiligten Personen die Lohnkosten keinesfalls die entschei­
dende Hemmschwelle für die Einstellung (u. a. Schmid/Semlinger 1980, Semlinger 
1982). Demgegenüber waren die Steuerungsparameter für die Zielsetzung der 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, vor allem mit der — in Nordrhein-Westfalen — 
bis zu drei Jahre möglichen Förderung, relativ günstig. In diesem Zusammenhang 
stellt sich das Problem eher in der Frage der Nachfolgefinanzierung, die eine bes­
sere Abstimmung von Sozial- und Arbeitsmarktpolitik erfordert, wenn das länger­
fristige Ziel von Dauerarbeitsplätzen gesichert werden soll.

4. Zur empirischen Übereinstimmung der Programmstruktur mit der 
Arbeitsmarktstruktur der Problemregionen

Stimmen Programm- und Problemstruktur überein, dann müßte ein Programm 
bei den Adressaten, d. h. hier bei den Betrieben und Trägern von Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen gut ankommen. Eine hohe Inanspruchnahme müßte daher ein 
guter Indikator für den „Fit" zwischen Programm- und Problemstruktur sein, 
allerdings mit zwei Einschränkungen: Die Übereinstimmung von Programm- und 
Problemstruktur kann theoretisch zwar gut sein, die Regelungsbedingungen könn­
ten dem aber zuwiderlaufen und eine hohe Inanspruchnahme beeinträchtigen. 
Dafür gibt es einen Hinweis: Bekanntlich war das Sonderprogramm unter den Be­
dingungen eines sog. Windhundverfahrens gestartet worden, bei denen kleinere 
und mittlere Betriebe benachteiligt wurden, weil ihre Kontakte zu den implemen­
tierenden Arbeitsämtern nicht so gut sind wie die der Großbetriebe. Die Arbeits­
ämter hatten unter solchen Bedingungen einen Anreiz, zunächst bei Großbetrie­
ben für das Sonderprogramm zu werben, um infolge des damit erzielbaren Massen­
effektes möglichst viele Mittel an sich zu binden (im einzelnen Scharpf u. a. 
1982 a). In der ersten Phase des Programms war im Schwerpunkt 1 daher die In­
anspruchnahme stärker von Implementationsbedingungen abhängig als in der zwei­
ten Phase des Programms,9 nachdem Arbeitsämter wie Adressaten Zeit genug
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hatten, die Regelungsbedingungen zu lernen (Peters/Schmid 1982 a, S. 129 ff.; 
Schmid 1982; Scharpf 1982).

Die zweite Einschränkung ergibt sich aus der möglichen Überattraktivität der 
Regelungsstruktur: Wenn die Regelungsbedingungen Mitnahme (oder gar Subven­
tionserschleichung) ermöglichen, drückt sich das ebenfalls in einer hohen Inan­
spruchnahme aus. Während also einerseits die gleiche Inanspruchnahme einen 
möglichen „F it" zwischen Programm- und Problemstruktur infolge institutioneller 
Barrieren unterschätzt, kann sie infolge von Mitnahmeeffekten einen solchen 
„Fit" überschätzen.

Bei Aussagen über die Übereinstimmung von Regelungsstruktur eines Pro­
gramms und Problemstruktur der Regionen ist ferner zu berücksichtigen, daß auch 
die unterschiedlichen Implementationsstrategien der Arbeitsämter mit der mögli­
chen Korrelation interferieren; z.B. können Schwächen der Übereinstimmung zwi­
schen Programm- und Problemstruktur durch eine aktive und innovative Implemen­
tationsstrategie wettgemacht werden. Dafür hat die Implementationsstudie des 
Sonderprogramms mehrere Beispiele gefunden (Scharpf u. a. 1982 a). Multiple 
Regressionsanalysen der Inanspruchnahme des Sonderprogramms konnten in der 
Regel nur 50 bis 60 %  der regionalen Varianz durch objektive Strukturfaktoren 
erklären (Peters/Schmid 1982 a). Die verbleibende unerklärte Restvarianz kann 
mit unterschiedlichen Implementationsstrategien, mit der mangelnden Überein­
stimmung von Regelungs- und Problemstruktur und selbstverständlich auch mit 
Mängeln in der Modellspezifikation in Verbindung gebracht werden.

Im folgenden stelle ich eine Faktorenanalyse vor, die zeigt, mit welchen Struk­
turbedingungen die realisierte Inanspruchnahme zusammenhängt und welche 
Problemregionen diese Strukturbedingungen im besonderen Maße erfüllen. Wegen 
der oben genannten Einschränkungen kann aus diesen Zusammenhängen nur in 
der Tendenz auf Übereinstimmungen von Programm- und Problemstruktur ge­
schlossen werden. Unter Einbeziehung der theoretischen Überlegungen (Kap. 3) 
ergibt sich jedoch ein interpretationsfähiges Bild der empirischen Zusammen­
hänge.

In den Tabellen 1 und 2 sind die Ergebnisse der Faktorenanalyse zusammenge­
faßt. Aus rationellen Gründen wurden fünf Faktoren extrahiert, die jedoch schon 
vier Fünftel der Varianz erklären. Die Inanspruchnahme des Sonderprogramms 
nach einzelnen Schwerpunkten weist mit vier Faktoren einen Zusammenhang auf; 
auf einem Faktor laden sogar alle drei Schwerpunkte hoch, so daß sich offenbar 
doch gemeinsame Strukturbedingungen für alle drei Programmschwerpunkte iden­
tifizieren lassen.

Faktor 1 spiegelt die Dichotomie externer, peripherer Arbeitsmärkte und in­
terner, zentraler Arbeitsmärkte wider. Die positive Achse („externe, periphere 
Arbeitsmärkte") ist gekennzeichnet („hochgeladen") durch kleinbetriebliche und 
eher ländliche Struktur bei hoher Fluktuation- und Saisonarbeitslosigkeit, hohem
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Anteil der Frauen in Beschäftigung oder in Arbeitslosigkeit und positiver Beschäf­
tigungsentwicklung. Die negative Achse („interne, zentrale Arbeitsmärkte") ist 
stark großbetrieblich und eher städtisch, und (das ergibt sich implizit) durch eine 
überwiegend männliche Arbeiterschaft charakterisiert; sie weist auch eine hohe 
Dauer der Arbeitslosigkeit auf; mit dieser negativen Achse korrespondiert eine rela­
tiv hohe Inanspruchnahme des Schwerpunkts 1 (innerbetriebliche Qualifizierung).

Aus der Tabelle der Faktorwerte (Tabelle 2) lassen sich die für die beiden 
Achsen typischsten Arbeitsämter identifizieren: es sind dies die Arbeitsämter mit 
den jeweils höchsten negativen oder positiven Faktorwerten; beispielsweise läßt 
sich ein hoher positiver Faktorwert eines Arbeitsamtes als starke Korrelation 
dieses Arbeitsamtes mit der positiven Achse interpretieren. Typisch für die Achse 
„externer, peripherer Arbeitsmärkte" sind die Arbeitsamtsbezirke Passau, Deggen­
dorf, Hamm, Leer, Uelzen, Weiden und Schwandorf; typisch für die Achse „inter­
ner, zentraler Arbeitsmärkte" sind dagegen die Arbeitsamtsbezirke Duisburg, 
Neunkirchen, Oberhausen, Schweinfurt, Saarlouis und Saarbrücken; hier war die 
Inanspruchnahme von Schwerpunkt 1 überdurchschnittlich.

Als erstes Ergebnis läßt sich festhalten, daß die Akzeptanz betrieblicher Qualifi­
zierungszuschüsse dort am besten ist, wo betriebliche, d. h. interne Teilarbeits­
märkte mit männlicher Stammbelegschaft vorherrschen.

Faktor 2  ist gewissermaßen der „Sonderprogrammfaktor". Er ergibt sich 
daraus, daß viele Sonderprogrammregionen offensichtlich die Mittel aller drei 
Schwerpunkte des Sonderprogramms entweder in hohem oder in geringem Maße 
in Anspruch genommen haben. Diese Gemeinsamkeit der selektierten Problem­
regionen hängt mit vier Kontextbedingungen zusammen: am stärksten mit einem 
hohen Beschäftigtenanteil in Sektoren mit niedriger Arbeitsproduktivität (der sehr 
stark mit schrumpfenden Sektoren korreliert), mit einem hohen Beschäftigtenan­
teil im Sekundärsektor und entsprechend niedrigem Beschäftigtenanteil im Ter­
tiärsektor, relativ hoher Jugendarbeitslosigkeit (bei einem — wie wir wissen — 
insgesamt hohen Niveau der Arbeitslosigkeit), und in der demographischen Be- 
schäftigtenstruktur dieser Regionen ein Überwiegen der jugendlichen (als Kehrsei­
te zu einem niedrigen Beschäftigtenanteil Älterer) und männlichen Erwerbstätigen 
(als Kehrseite zu einem niedrigen Frauenanteil unter den Beschäftigten). Damit 
erklärt sich ein Großteil der Inanspruchnahme des Sonderprogramms durch einen 
hohen Industrieanteil mit offensichtlich ungünstigen Entwicklungschancen und 
einem Arbeitsmarkt, der schon stark auf sog. „Kerngruppen" zusammenge­
schrumpft ist. Dieses Ergebnis entspricht den theoretischen Überlegungen und 
Erwartungen (vgl. Kap. 3).

Die dafür typischsten Regionen (also Ämter mit generell hoher Inanspruch­
nahme) sind die Arbeitsamtsbezirke Recklinghausen, Gelsenkirchen, Neunkirchen 
und Saartouis. Die Regionen mit den offensichtlich ungünstigsten Strukturbedin­
gungen im Hinblick auf die Regelungsstruktur des Sonderprogramms sind vor
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allem in Niedersachsen konzentriert (es sind dies Braunschweig, Uelzen und Wil­
helmshaven; aber auch zwei Ruhrgebietregionen befinden sich darunter -  Duis­
burg und Essen); diese Regionen weisen in der Tendenz in allen drei Schwer­
punkten eine niedrige Inanspruchnahme auf (wegen der schwächeren Faktorla­
dung gilt dies am wenigsten für die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen). Auch alle 
bayerischen Regionen weisen — allerdings mit schwacher Ausprägung -  negative 
Faktorwerte auf, so daß sie in der Tendenz, wie erwartet, ebenfalls zu den „Anti- 
Sonderprogrammregionen" zählen. In diesem Zusammenhang soll jedoch noch 
einmal auf die eingangs erwähnten Einschränkungen hingewiesen werden, wonach 
hier durchaus auch Implementationsstrategien oder auch Mitnehmereffekte inter­
venieren können.

Der dritte Faktor ist vor allem durch die Dichotomie „starke Bevölkerungs­
dichte — negativer Beschäftigungszuwachs" (bzw. umgekehrt: starker Beschäfti­
gungszuwachs — geringe Bevölkerungsdichte) gekennzeichnet; mit starker Agglo­
meration korrespondieren auch noch großbetriebliche Struktur und relativ hoher 
Anteil an Facharbeitern/Meistern unter den Beschäftigten des Verarbeitenden 
Gewerbes, während der starke Beschäftigungszuwachs mit kleinbetrieblicher 
Struktur, einer relativ langen Laufzeit der offenen Stellen und einem hohen Anteil 
an jugendlichen und weiblichen Arbeitslosen zusammenhängt.

Dieser Faktor ist in gewissem Sinne das Spiegelbild zum ersten Faktor: Wäh­
rend beim ersten Faktor jedoch die Betriebsgrößenstruktur (groß-klein) und die 
Arbeitslosenstruktur (lange Dauer-großer Zustrom) dominant waren, dominieren 
hier die Dichotomien „Land-Stadt" und „positive-negative Beschäftigungsdyna­
mik". Agglomerationsregionen mit negativer Beschäftigungsdynamik — herausra­
gende Regionen sind hier Gelsenkirchen, Bochum, Duisburg und tìamm -  haben 
überdurchschnittlich vom Schwerpunkt 3 des Sonderprogramms, den Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen, Gebrauch gemacht, während die typischen Gegenregionen 
dazu sich in Bayern und Niedersachen befinden (Regensburg, Schweinfurt; Em­
den, Uelzen, Wilhelmshaven); auch Neunkirchen und Saarlouis zählen dazu.

Als drittes Ergebnis läßt sich also festhalten: Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
die sich auf soziale Dienste und soziale Infrastruktur konzentrieren, finden die 
beste Akzeptanz in Agglomerationsgebieten. Das erklärt sich zum Teil dadurch, 
daß hier der größte Bedarf besteht (Umweltschutz, Altenpflege, Ausländer- und 
Jugendlichenbetreuung), zum Teil dadurch, daß sich hier die typischen Träger 
solcher Maßnahmen konzentrieren (große Kommunen, Wohlfahrtsverbände), zum 
Teil nachweislich auch dadurch, daß vor allem die Ruhrgebietsregionen das AFG- 
Instrument der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bisher noch nicht ausgeschöpft 
hatten (Peters/Schmid 1982 a, S. 40 ff.).

Der vierte Faktor steht in keinem systematischen Zusammenhang mit der Inan­
spruchnahme des Sonderprogramms: Er spiegelt im wesentlichen die Dichotomie
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„Sekundär-Tertiärsektor" wider, wobei Regionen mit einem übergewichtigen Se­
kundärsektor — das sind, von Duisburg und Saarlouis einmal abgesehen, vor allem 
die bayerischen Regionen — auch einen hohen Anteil an Arbeitslosen ohne Berufs­
ausbildung, eine hohe Mehrfach- und Saisonarbeitslosigkeit und auch einen hohen 
Anteil an Jugendarbeitslosigkeit aufweisen; bezeichnend ist auch, daß in diesen 
Regionen der Anteil an qualifizierten Arbeitern gering ist. Offensichtlich mangelt 
es in diesen Regionen an stabilen Beschäftigungsverhältnissen und an guten Ar­
beitsplätzen, die Wachstumsaussichten und berufliche Aufstiegsmöglichkeiten bie­
ten. Fazit: Das Sonderprogramm hat die Regionen nicht begünstigt, in denen es 
im wesentlichen um die Schaffung neuer und stabiler Arbeitsplätze geht.

Der fünfte Faktor, der statistisch schon ziemlich unbedeutend ist, ist bemer­
kenswert durch den Zusammenhang von Mehrfacharbeitslosigkeit, relativ großer 
Zahl an offenen Stellen mit langer Laufzeit, einer etwas überalterten Beschäfti­
gungsstruktur und — darauf kommt es hier an — einer relativ hohen Inanspruch­
nahme von Schwerpunkt 2, den Zuschüssen zur Wiedereingliederung von struktu­
rell benachteiligten Arbeitslosen; auch kleinbetrieblich strukturierte Regionen 
laden diesen Faktor noch etwas auf. Hier ragen die Regionen Emden, Uelzen, 
Gelsenkirchen, Wilhelmshaven und Recklinghausen heraus.

Diese Zusammenhänge sind schwer zu deuten. Der scheinbare Widerspruch 
zwischen hoher Mehrfacharbeitslosigkeit und großer Zahl an offenen Stellen mit 
langer Laufzeit könnte dadurch erklärt werden, daß es sich bei den offenen Stellen 
um solche mit äußerst schlechten Arbeitsbedingungen handelt, die deshalb schwer 
besetzbar sind und — infolge der schlechten Qualität — häufig und bald wieder ver­
lassen werden. Lohnkostenzuschüsse können in solchen Situationen Unternehmen 
noch am ehesten veranlassen, ihre Einstellungstoleranz zugunsten strukturell be­
nachteiligter Arbeitsloser zu senken; allerdings kann diese Situation (Bedarf und 
Absicht, Personen einzustellen, sind sowieso schon vorhanden) auch zur Mitnahme 
der Subventionen verleiten, so daß die relativ hohe Inanspruchnahme lediglich 
Ausdruck einer Oberattraktivität des Programms sein könnte. Fallstudien zum 
zweiten Schwerpunkt des Sonderprogramms unterstützen beide Vermutungen 
(Semlinger/Lücker 1982).

Neben interessanten Einzelergebnissen bestätigt die ökonometrisch-statistische 
Analyse der Inanspruchnahme, daß das Sonderprogramm zwar zum einen gemein­
same Defizite der Problemregionen richtig angesprochen hat — vor allem das Pro­
blem der Umstrukturierung nicht mehr wettbewerbsfähiger Industriezweige, zum 
Teil auch das Problem von Defiziten in der sozialen Infrastruktur der Ballungs­
regionen - ,  zum anderen jedoch der wesentlich differenzierteren Problemstruktur 
nicht gerecht werden konnte. Die Treffsicherheit des Programms kann man insge­
samt als mittelmäßig bezeichnen. Zur Schaffung neuer und guter Arbeitsplätze in 
peripheren Regionen, zur Stabilisierung von Beschäftigungsverhältnissen in diesen 
Regionen (mit meist klein- und mittel betrieblicher Struktur) sowie für die struk­
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turell besonders benachteiligten Arbeitslosen (den längerfristig Arbeitslosen, den 
arbeitslosen Frauen) konnte das Sonderprogramm nur wenig beitragen.

Was wäre die Alternative? Noch stärkere Differenzierung solcher Programme 
bzw. bestehender dauerhafter Programme nach objektiven Merkmalen des Ar­
beitsmarktes? Stärkere Entscheidungsautonomie und beschäftigungspolitische 
Verantwortung der regionalen Entscheidungsträger? Oder doch massivere globale 
Maßnahmen der Finanz- und Wirtschaftspolitik? Im folgenden stelle ich dazu 
einige sehr vorläufige und unsystematische Überlegungen an.

5. Zwischen Balkanisierung und Flexibilisierung der Arbeitsmarkt­
politik: Stichworte und Ausblick

Regionalisierte Arbeitsmarktpolitik kann unter zwei unterschiedlichen Ziel­
setzungen betrachtet werden: Herstellung der Gleichwertigkeit von Lebensver­
hältnissen und effizientere Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Während Raumord­
ner und Regionalplaner die Arbeitsmarktpolitik zunehmend als Instrument zur 
Herstellung gleichwertiger regionaler Lebensverhältnisse sehen, erkennen Arbeits­
markt- und Beschäftigungspolitiker zunehmend die Notwendigkeit, ihre Instru­
mente zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu „regionalisieren", um den regionalen 
Unterschieden gerecht zu werden und damit den Einsatz ihres Instrumentariums zu 
effektivieren. Im folgenden werde ich mich auf einige Stichworte zum zweiten 
Aspekt regionalisierter Arbeitsmarktpolitik beschränken.

Für eine Regionalisierung von Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik spre­
chen zunächst die erheblichen regionalen Unterschiede in Niveau und — wie oben 
gezeigt -  vor allem auch in der Struktur der Arbeitslosigkeit. Bleiben wir beim 
Niveau: Sowohl 1975 wie 1981 schwankten die regionalen Arbeitslosenquoten 
(in den 142 Arbeitsamtsbezirken) zwischen rund 2 und 12 bzw. 2 und 13 Pro­
zent (Jahresdurchschnitte). Auch die Streuung innerhalb dieser Bandbreite, ge­
messen am Variationskoeffizienten, liegt vergleichbar bei ungefähr 30 %. Diese 
relative Streuung um das durchschnittliche Niveau der Arbeitslosigkeit war jedoch 
1967 mehr als doppelt so hoch (77 %; Schmid 1980, S. 50). In den siebziger Jah­
ren haben sich die Regionen eindeutig stärker angeglichen, weitgehend eine Folge 
der generell schlechteren konjunkturellen Lage.

Innerhalb des längeren konjunkturellen Zyklus hat auch die regionale Dispari­
tät ihre kleinen „Konjunkturen": In der Rezession nähern sich die Arbeitslosen­
quoten an, im darauf folgenden Aufschwung gehen sie wieder auseinander: So 
stieg der Variationskoeffizient seit 1975 wieder kontinuierlich an (1979 = 40%), 
und fiel mit der Rezession 1980/81 wieder auf das Niveau von 30 %  zurück.
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Erstes Fazit: Hinsichtlich der globalen Beschäftigungslage haben heute die 
Regionen mehr gemeinsam als in den sechziger Jahren. Zur Lösung des globalen 
Beschäftigungsdefizits sind entsprechend auch globale Maßnahmen erforderlich: 
Finanzpolitik, Wirtschaftspolitik und Arbeitszeitpolitik. Diese Gemeinsamkeiten 
über eine stärkere Regionalisierung lösen zu wollen, würde zu einer Balkanisierung 
der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik führen, d. h. zur Unfähigkeit der 
Problemlösung mangels verfügbarer Handlungsressourcen (vgl. z. B. die Probleme 
einer regionalisierten Zinspolitik) oder zu einer „beggar your neighbour-Politik", 
d. h. zu einer Lösung der regionalen Arbeitsmarktprobleme auf Kosten anderer 
Regionen. Die regionalen Unterschiede im Niveau -  und vor allem in der Struk­
tur — sind dennoch recht beachtlich und erfordern einen flexiblen Einsatz des 
beschäftigungs- und arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums.

Was kümmern uns die regionalen Unterschiede? Antwort: Als Restriktion für 
einen effizienten Einsatz globaler Maßnahmen und als ungerechte Verteilung der 
Lasten/Kosten von Arbeitslosigkeit. Die Restriktion ist vor allem makrotheore­
tisch begründet: Je größer die regionalen Disparitäten, desto größer die Wahr­
scheinlichkeit, daß globale Maßnahmen schnell auf inflationäre Engpässe stoßen. 
Engpaßorientierte Arbeitsmarktpolitik — vor allem Beseitigung von Qualifika­
tionsengpässen — hat hier eine wichtige allokative Funktion; sie muß an den regio­
nal lokalisierbaren Punkten ansetzen, die wiederum am besten von den regional 
wichtigen Entscheidungsträgern lokalisiert werden. Da diese Engpässe ganz ver­
schieden aussehen können (Umstrukturierungsprobleme, Probleme beruflicher 
Moblität, Eingliederungsprobleme, Transfer technologischen Know Hows etc.) 
sollte hier eher an eine Erweiterung lokaler Entscheidungsspielräume als an eine 
regulativ differenziertere zentrale Steuerung gedacht werden. Denkbar sind regio­
nale -  nach Problemniveau gewichtete — Vorabbudgets für die Arbeitsämter, die 
dann regional selbständig gesteuert werden können, und empfehlenswert sind re­
gionale beschäftigungspolitische Komitees, in denen die zentralen Akteure zusam­
mengeschaltet sind: Kommunen, Schulen, Verbände, Gewerkschaften und Ar­
beitsamt.

Aus makroökonomischer, vor allem aber auch verteilungspolitischer Sicht ist 
die Stabilität regionaler Disparitäten wichtig. Verbleiben wir beim Niveau der 
Arbeitslosigkeit: Offensichtlich sind regionale Unterschiede weniger dramatisch, 
wenn sie über die Zeit hinweg nicht stabil sind oder — bildlich gesprochen — wenn 
die rote Lampe der regional höchsten Arbeitslosenquote schnell von einer Region 
zur anderen wandert. Wie sieht es empirisch aus? In den Jahren 1975 bis 1981 
hatte das Arbeitsamt Leer die „rote Lampe" zu tragen, während „das gelbe Tri­
kot" kontinuierlich dem Arbeitsamt Stuttgart zufiel. Mehr Bewegung ist freilich 
festzustellen, wenn man die Rangordnung der 36 besten und der 36 schlechtesten 
Regionen (zusammen 50 %  der Arbeitsamtsbezirke) beobachtet: Während rund 
3/4 der (36) Arbeitsamtsbezirke am oberen bzw. unteren Ende der Rangskala
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verbleiben, sind jeweils auch rund 1/4 Auf- oder Absteiger zu verzeichnen. Ent­
sprechend schwächen sich auch die Korrelationen der regionalen Arbeitslosen­
quoten ab, seit 1977 allerdings geringer:

A LQ  70 A LQ  73 A LQ  75 A LQ  77 A LQ  79 *

A LQ  73 0.86
A L Q 7 5 0.68 0.70
A LQ  77 0.68 0.76 0.79
A LQ  79 0.62 0.74 0.68 0.93
A LQ  81 0.66 0.73 0.69 0.86 0.89

*) Arbeitslosenquote jeweils September, N = 142 Arbeitsamtsbezirke

Auch die regionalen Arbeitslosenquoten der Rezessionsjahre 1967 und 1975 
korrelieren stark (0.77; Schmid 1980, S. 53).

Zweites Fazit: Die regionalen Disparitäten sind kurz- und mittelfristig betrach­
tet sehr stabil. Längerfristig sind jedoch beachtliche Verschiebungen zu erkennen 
bzw. zu erwarten, deren systematische Analyse noch aussteht. Für den Einsatz 
globaler Steuerungsmaßnahmen ergeben sich daraus Restriktionen, und aus vertei­
lungspolitischen Gründen, um die Last der Unterbeschäftigung gleichmäßiger zu 
verteilen, ergibt sich ebenfalls die Notwendigkeit einer regionalen Schwerpunkt­
setzung, d. h. einer gezielten Förderung der Wettbewerbschancen strukturell be­
nachteiligter Erwerbspersonen. In dieser Hinsicht ergeben sich m. E. größere Chan­
cen einer regionalen Differenzierung des entsprechenden Förderungsinstrumenta­
riums: etwa einer regional gezielten Schwerpunktsetzung von Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen (mit denen strukturell benachteiligte Arbeitslose bekanntlich relativ 
gut erreicht werden können); oder einer regional gezielten Förderung von überbe­
trieblichen Trainingsstätten für ungelernte, gesundheitlich beeinträchtigte oder be­
rufsunerfahrene Personen; oder einer Förderung der Wiedereingliederung von Per­
sonen vor allem in kleineren und mittleren Betrieben — einerseits um die in sol­
chen Betrieben bestehende Wachstumsdynamik zu unterstützen, andererseits um 
monostrukturierte Regionen auf diesem Wege zu diversifizieren. Aus der finan­
ziellen Not hat das „Arbeitsförderungskonsolidierungsgesetz" (AFKG) von 1981 
zum Teil eine Tugend gemacht, indem es Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und 
Eingliederungsbeihilfen in diesem Sinne stärker regionalisierte. Allerdings resul­
tierte daraus eine Einschränkung des Gesamtniveaus, was angesichts der derzei­
tigen Lage wenigstens für die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nicht zu rechtferti­
gen ist.10 Regionalisierte Arbeitsmarktpolitik als Sparpolitik am falschen Ende ist 
hoffentlich nicht Sinn der Diskussion.

35



Anmerkungen

Für kritische Kommentare danke ich Bernd Reissert und Klaus Semlinger.

1 Ausführlicher zur Entstehungsgeschichte und Implementation vgl. Scharpf 
u. a. 1982 a.

2 Vgl. die in Tab. 2, S. 29, aufgelisteten Arbeitsamtsbezirke.
3 Vgl. die vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung herausgegebene 

Broschüre „Arbeitsmarktpolitisches Programm der Bundesregierung für Regionen 
mit besonderen Beschäftigungsproblemen", Mai 1979.

4 5 der 23 Sonderprogrammregionen befanden sich im Bundesland Nieder­
sachsen, 9 in Nordrhein-Westfalen, 3 im Saarland und 6 in Bayern.

5 Ausführlicher zur kausalen Typologie von Arbeitslosigkeit vgl. u. a. Schmid 
1980.

6 „Dabei ist auf längere Sicht zu beachten, daß die mangelnde Kapazitätsaus­
lastung im Bereich der keynesianischen Arbeitslosigkeit über die negative Wirkung 
auf die Investitionstätigkeit der Unternehmen zu einer Veralterung und Reduk­
tion des Kapitalstocks führt, der den Spielraum für eine staatliche Nachfragean­
kurbelung zunehmend verengt. Vollbeschäftigung setzt langfristig eine entspre­
chende Kapitalakkumulation voraus. Werden die Unternehmen jedoch über länge­
re Zeit in ihrem Güterabsatz rationiert, so besteht die Gefahr, daß es zu einer 
„Kapitalmangel-Arbeitslosigkeit" kommt. Diese Kapitalmangelarbeitslosigkeit 
kann also auch das Ergebnis einer längeren Nachfrageschwäche sein." (Hagemann/ 
Schewe 1982, S. 29).

7 Vgl. dazu u. a. Garlichs/Maier 1982.
8 Zur Analyse der weiteren Ursachen für die zunehmende regionale Differen­

zierung und Polarisierung vgl. Peters/Schmid 1982 b, S. 45 ff.
9 Zunächst wurden ab August 1979 (Beginn der Bewilligungen) keine neuen 

Anträge mehr entgegengenommen; im Frühsommer 1980 konnten noch einmal 
unter bestimmten Bedingungen Anträge akquiriert werden.

10 Für die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen wurden diese Einschränkungen 
allerdings bald wieder de facto nahezu aufgehoben.
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